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S. 156; 1996 I S. 682), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
10. August 2021 (BGBl. I S. 3490) geändert worden ist

MDR Monatsschrift für Deutsches Recht
MMR Multimedia und Recht
MW Megawatt
MWh Megawattstunde(n)
NVwZ-RR Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht, Rechtsprechungs-Report
MüKo Münchener Kommentar
m.w.N. mit weiteren Nachweisen
MwStSystRL Richtlinie 2006/112/EG des Rates über das gemeinsame Mehrwert­

steuersystem (RL 2006/112/EG)
n.F. neue Fassung
NK NomosKommentar
NJW Neue Juristische Wochenschrift
NJW-RR Neue Juristische Wochenschrift Rechtsprechungs-Report Zivil­

recht
Nr. Nummer
OLG Oberlandesgericht
PatG Patentgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Dezem­

ber 1980 (BGBl. 1981 I S. 1), das zuletzt durch Artikel 1 des Geset­
zes vom 30. August 2021 (BGBl. I S. 4074) geändert worden ist

RdE Recht der Energiewirtschaft
REE Recht der Erneuerbaren Energien
RG Reichsgericht
RGSt Entscheidungen des Reichsgerichts in Strafsachen
RGZ Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivilsachen
RStGB Gesetz, betreffend die Redaktion des Strafgesetzbuches für den 

Norddeutschen Bund als Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich 
in der Fassung vom 15. Mai 1871 (Deutsches Reichsgesetzblatt 
Band 1871, Nr. 24, Seite 127-205)

S. Seite /Satz/Siehe
sog. sogenannte/r/s

Abkürzungsverzeichnis
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SRU Sachverständigenrat für Umweltfragen
StGB Strafgesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. No­

vember 1998 (BGBl. I S. 3322), das zuletzt durch Artikel 2 des Ge­
setzes vom 22. November 2021 (BGBl. I S. 4906) geändert worden 
ist

st. Rspr. ständige Rechtsprechung
StromGVV Stromgrundversorgungsverordnung vom 26. Oktober 2006 

(BGBl. I S. 2391), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 
22. November 2021 (BGBl. I S. 4946) geändert worden ist

StromNEV Stromnetzentgeltverordnung vom 25. Juli 2005 (BGBl. I S. 2225), 
die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 27. Juli 2021 
(BGBl. I S. 3229) geändert worden ist

u.a. unter anderem
Urt. Urteil
UStG Umsatzsteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 

21. Februar 2005 (BGBl. I S. 386), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 21. Dezember 2021 (BGBl. I S. 5250) geändert wor­
den ist

Var. Variante
Vgl. Vergleiche
W Watt
WaWi WasserWirtschaft
z.B. zum Beispiel
ZNER Zeitschrift für Neues Energierecht
ZUR Zeitschrift für Umweltrecht

Abkürzungsverzeichnis
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Einleitung und Problemstellung

Die privatrechtliche Auseinandersetzung mit der elektrischen Energie war 
bis weit in das 20. Jahrhundert hinein ein omnipräsentes Thema in der 
Rechtswissenschaft. Mit Beginn der zunehmenden Elektrifizierung deut­
scher Städte stritten die Juristen in außerordentlichem Maße über die 
Sachqualität elektrischer Energie sowie über die Behandlung des Elektri­
zitätsversorgungsvertrags zwischen einem in der Regel kommunalen Ener­
gieerzeuger und einem Verbraucher.1 Die elektrische Energie etablierte 
sich zügig als ein neues Wirtschaftsgut, dessen rechtliche Implikationen 
das Zivilrecht vor eine große Herausforderung stellten.

Mit Blick auf die jüngere Vergangenheit ist allerdings festzustellen, 
dass privatrechtliche Erörterungen zur Behandlung der elektrischen Ener­
gie selten geworden sind.2 In den Fokus juristischer Diskussionen sind 
beinahe ausschließlich energierechtliche Fragestellungen gerückt. Dieser 
Rückgang des zivilrechtlichen Elektrizitätsdiskurses ist damit zu begrün­
den, dass sich die in der akademischen und gerichtlichen Auseinander­
setzung aufgekommenen zivilrechtlichen Problemfelder der elektrischen 
Energie weitestgehend geklärt haben.3 Die elektrische Energie stellt einen 
sog. sonstigen (unkörperlichen) Gegenstand im System des Zivilrechts4 dar 
und der Elektrizitätsversorgungsvertrag wird nach den kaufrechtlichen 

A.

1 Für eine umfangreiche rechtshistorische Darstellung der Anfänge des juristischen 
Elektrizitätsdiskurses s. Hövermann, Recht und Elektrizität, welcher die straf- und 
privatrechtlichen Auseinandersetzungen mit dem Wesen der Elektrizität im Zeit­
raum von 1887 bis 1938 untersuchte.

2 Dies stellte bereits Bydlinski, in: FS‑Hämmerle, S. 31 im Jahr 1972 fest. Die letz­
te größere privatrechtliche Auseinandersetzung mit der Elektrizität legte wohl 
Peukert, Güterzuordnung und Rechtsprinzip im Jahr 2008 vor, welcher sich mit 
güterzuordnungsrechtlichen Fragen von unkörperlichen Gütern und somit zwar 
nicht ausschließlich, aber auch mit der Elektrizität befasste.

3 Hövermann, Recht und Elektrizität, S. 4.
4 Die Sachqualität elektrischer Energie ablehnend bereits RG, Urt. vom 05.02.1904, 

VII 424/03, RGZ 56, 403; RG, Urt. vom 16.12.1907, VI 106/07, RGZ 67, 229; 
RG, Urt. vom 20.10.1896, 2609/96, RGSt 29, 111; RG, Urt. vom 01.05.1899, 
739/99, RGSt 32, 165. Aus der aktuellen Literatur Ellenberger, in: Grüneberg, BGB 
§ 90 Rn. 1 f.; Mansel, in: Jauernig, BGB vor § 90 Rn. 4; Mössner, in: BeckOGK, 
01.03.2021, BGB § 90 Rn. 71 ff.; Ring, in: NK-BGB, BGB § 90 Rn. 12; Stieper, in: 
Staudinger, BGB § 90 Rn. 9; Stresemann, in: MüKoBGB, BGB § 90 Rn. 24.
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Vorschriften5 beurteilt. Weitergehende rechtliche Probleme haben sich 
in den letzten Jahren nicht eingestellt, was vor dem Hintergrund, dass 
über die entgeltliche Lieferung an einen Verbraucher hinaus kaum weitere 
Vertragsgestaltungen über elektrische Energie möglich waren, auch nicht 
sonderlich verwunderlich erscheint.

Die scheinbar abgeschlossene Auseinandersetzung mit der zivilrechtli­
chen Behandlung der elektrischen Energie erhält nun jedoch eine neue Di­
mension. Denn infolge des wissenschaftlichen Fortschritts im Bereich der 
Speicherung kann elektrische Energie durch den Einsatz bestimmter Tech­
nologien gespeichert werden. Energieversorgungsunternehmen6 können 
nun ihre erzeugte elektrische Energie in einer Speicheranlage einspeichern 
und sie erst zu einem späteren Zeitpunkt als dem ihrer Erzeugung zu 
nutzen. Derartige Verträge mit einem Betreiber einer Speicheranlage über 
die Speicherung von Strom stellen ein Novum in der Rechtspraxis dar, 
bei denen sich die Interessenlage der Vertragsparteien erheblich von derje­
nigen eines klassischen Elektrizitätsversorgungsvertrags unterscheidet.7

Die bisherigen juristischen Auseinandersetzungen mit der Stromspei­
cherung betrachten nahezu ausschließlich ihre energierechtliche Dimen­
sion.8 Dabei sieht sich auch die Speicherung elektrischer Energie einer 
Vielzahl an zivilrechtlichen Fragestellungen gegenüber. Die vorliegende 
Arbeit hat sich daher zum Ziel gesetzt, die bestehende Rechtslage für die 

5 S. etwa RG, Urt. vom 05.02.1904, VII 424/03, RGZ 56, 403; RG, Urt. vom 
10.11.1914, VII 267/14, RGZ 86, 12; BGH, Urt. vom 02.07.1969, VIII ZR 172/68, 
NJW 1969, 1903; BGH, Urt. vom 19.1.1983, VIII ZR 81/82, NJW 1983, 1777. 
Aus der jüngeren Literatur de Wyl/Soetebeer, in: Schneider/Theobald, EnWR, § 11 
Rn. 84; Saenger, in: HK-BGB, BGB § 433 Rn. 4; Stresemann, in: MüKoBGB, BGB 
§ 90 Rn. 24; Weidenkaff, in: Grüneberg, BGB § 453 Rn. 5 f.

6 Der vorliegenden Arbeit wird dem Begriff des Energieversorgungsunternehmens 
(im Folgenden auch Versorgungsunternehmen) das Verständnis aus § 3 Nr. 18 
EnWG zugrunde gelegt. Danach sind Energieversorgungsunternehmen natürliche 
oder juristische Personen, die Energie an andere liefern, ein Energieversorgungs­
netz betreiben oder an einem Energieversorgungsnetz als Eigentümer Verfügungs­
befugnis besitzen.

7 Unter dem Begriff des klassischen Elektrizitätsversorgungs- oder liefervertrags wird 
im Rahmen dieser Arbeit das Rechtsverhältnis zwischen einem Strom erzeugenden 
Versorgungsunternehmen und einem privaten oder industriellen Endkunden über 
die entgeltliche Lieferung von elektrischer Energie verstanden, ohne Beteiligung 
eines Stromspeichers.

8 Zuletzt zur energierechtlichen Behandlung von Stromspeicheranlagen etwa Kreu­
ter-Kirchhof, RdE 2018, 464 (466); Sauer, EWeRK 2015, 176 (179); Valentin/Reich­
wein, ZNER 2019, 304 (308) sowie BNetzA, Regelungen zu Stromspeichern im 
deutschen Strommarkt, S. 6 ff.
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Speicherung von Strom aus Sicht des Zivilrechts herauszuarbeiten und zu 
untersuchen, ob sie den Interessen der an der Speicherung Beteiligten so­
wie den rechtspolitischen Erwartungen an die zunehmende Speicherinte­
gration in das Stromversorgungssystem gerecht wird.

Energiepolitischer Kontext der Stromspeicherung

Um diese rechtspolitischen Erwartungen an die Stromspeicherung nach­
vollziehen zu können, soll einleitend eine Einordnung in den energiepoli­
tischen Kontext vorgenommen werden. Die zunehmende Integration von 
Speicheranlagen in das Energieversorgungssystem wird vor allem politisch 
zur Bewältigung der großen Herausforderungen der Energiewende gefor­
dert und auch im Koalitionsvertrag der CDU, CSU und SPD für die 19. 
Legislaturperiode forciert.9 Von hoher Bedeutung ist es daher, dass ein 
passender Rechtsrahmen für die Stromspeicherung besteht, zu welchem 
nicht nur die regulatorischen Regelungen des Energierechts, sondern auch 
die Vorschriften des Privatrechts gehören.

Deutschland befindet sich seit mehr als einem Jahrzehnt in einem 
Prozess der Umstellung der Energieversorgung weg von der nicht-nach­
haltigen Nutzung fossiler Energieträger sowie der Kernenergie hin zu 
einer nachhaltigen Energieversorgung mittels erneuerbarer Energien10.11 

Als ein wichtiger Katalysator der deutschen Energiewende erwies sich 
der Beschluss des Bundeskabinetts vom 6. Juni 2011 über den stufenwei­
sen Atomausstieg bis 2022, welcher als Reaktion auf die Nuklearkatastro­
phe in Fukushima getroffen wurde.12 Schließlich hat die Kernenergie 

I.

9 Koalitionsvertrag für die 19. Legislaturperiode, S. 72 f.
10 Die vorliegende Arbeit legt für den Begriff der „erneuerbaren Energien“ das Ver­

ständnis aus Art. 2 Nr. 1 Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 11. Dezember 2018 zur Förderung der Nutzung von Energie 
aus erneuerbaren Quellen, ABl. EU 2018, Nr. L 328/82 zugrunde, wonach der Be­
griff als Energie aus erneuerbaren, nichtfossilen Energiequellen, das heißt Wind, 
Sonne (Solarthermie und Photovoltaik), geothermische Energie, Umgebungsen­
ergie, Gezeiten-, Wellen- und sonstige Meeresenergie, Wasserkraft, und Energie 
aus Biomasse, Deponiegas, Klärgas und Biogas bestimmt wird.

11 Zapf, Stromspeicher und Power-to-Gas, S. 1.
12 Vgl. hierzu etwa den FAZ-Artikel „Kabinett beschließt Atomausstieg“ vom 

06.06.2011, online abrufbar unter: https://www.faz.net/aktuell/politik/energie
politik/energiewende-kabinett-beschliesst-atomausstieg-1651238.html sowie 
die Informationsseite der Bundesregierung „Ausstieg aus der Kernkraft“, online 
abrufbar unter: https://www.bundesregierung.de/breg-de/themen/energiewende/
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im Jahr 2010 noch 22,2 % der Bruttostromerzeugung in Deutschland 
ausgemacht.13 Im Zuge der Energiewende will Deutschland seine Stromer­
zeugung umstellen und Klimaschutzziele erfüllen. Die Bundesregierung 
hat sich unter anderem zum Ziel gesetzt, die Treibhausgasemissionen in 
Deutschland bis zum Jahr 2050 um 80 bis 95 % zu reduzieren, jeweils 
bezogen auf das Basisjahr 1990.14 Zusätzlich formuliert § 1 Abs. 2 EEG 
2021, dass der Anteil des aus erneuerbaren Energien erzeugten Stroms am 
Bruttostromverbrauch auf mindestens 65 % im Jahr 2030 gesteigert wer­
den soll. Gleichzeitig besteht die Herausforderung, dass deutschlandweit 
trotz des Ausbaus der erneuerbaren Energien und der Abkehr von fossi­
len Energieträgern die Sicherheit der leitungsgebundenen Versorgung der 
Allgemeinheit mit Elektrizität stets gewährleistet ist, vgl. die allgemeine 
Zielsetzung in § 1 Abs. 1 EnWG. Auch für die Bundesregierung hat die Ge­
währleistung der Versorgungssicherheit energiepolitisch oberste Priorität 
zusammen mit der verlässlichen Bezahlbarkeit und Umweltverträglichkeit 
des erzeugten und an Verbraucher gelieferten Strom.15

Das deutsche Stromversorgungssystem erfährt eine Strukturverände­
rung. Während der Strom früher weitestgehend zentral durch Kohle- oder 
Kernkraftwerke erzeugt, in die Übertragungsnetze16 eingespeist und durch 
Deutschland transferiert wurde, ehe er über die Verteilernetze17 zu den 
einzelnen industriellen und privaten Verbrauchern verteilt wurde, befin­
det sich das Versorgungssystem nun in einer Transitionsphase, in welcher 
mehr und mehr sog. Erneuerbare-Energien-Anlagen für die Stromerzeugung 

energie-erzeugen/ausstieg-aus-der-kernkraft-394280 (jeweils zuletzt abgerufen am 
18.05.2022).

13 Vgl. hierzu Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen e.V., Bruttostromerzeugung in 
Deutschland ab 1990 nach Energieträgern, online abrufbar unter: http://www.
ag-energiebilanzen.de/index.php?article_id=29&fileName=20170811_brd_strome
rzeugung1990-2016.pdf (zuletzt abgerufen am 18.05.2022).

14 BMWi, Strom 2030, S. 2.
15 Koalitionsvertrag für die 19. Legislaturperiode, S. 71.
16 Das Übertragungsnetz stellt einen Teil des Stromnetzes dar. Das EnWG definiert 

die Übertragung in § 3 Nr. 32 als den Transport von Elektrizität über ein Höchst­
spannungs- und Hochspannungsverbundnetz einschließlich grenzüberschreiten­
der Verbindungsleitungen zum Zwecke der Belieferung von Letztverbrauchern 
oder Verteilern, jedoch nicht die Belieferung der Kunden selbst.

17 Das Verteilernetz stellt ebenfalls einen Teil des Stromnetzes dar. Das EnWG defi­
niert die Verteilung in § 3 Nr. 33 als den Transport von Elektrizität mit hoher, 
mittlerer oder niederer Spannung über Elektrizitätsverteilernetze oder der Trans­
port von Gas über örtliche oder regionale Leitungsnetze, um die Versorgung von 
Kunden zu ermöglichen, jedoch nicht die Belieferung der Kunden selbst […].
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verantwortlich sind.18 In Deutschland zählen hierzu aufgrund der natürli­
chen Begebenheiten insbesondere Anlagen zur Nutzung von Wasserkraft, 
Sonnenenergie und Windenergie.19 Der in verschiedenen Windparks an 
der Nordsee oder zahlreichen Photovoltaik-Anlagen im Süden erzeugte 
Strom wird jedoch nicht zentral wie bei den Kohle- oder Kernkraftwerken 
ins Übertragungsnetz eingespeist, sondern überwiegend dezentral ins Ver­
teilernetz, an welches die EE-Anlagen unmittelbar angeschlossen sind. Die 
Verteilernetze müssen nunmehr neben der Aufgabe der Verteilung des 
Stroms an die Verbraucher auch die Aufgabe der Einspeisung von Strom 
aus EE-Anlagen wahrnehmen.20

Die Umstellung der Energieversorgung auf erneuerbare Energien stellt 
allerdings nicht nur die Netze, sondern das gesamte Energiesystem vor ver­
schiedenste Herausforderungen. Im Kontext dieser Umstellung des Ener­
gieversorgungssystems kamen verstärkt Forderungen zur Etablierung von 
Energiespeichern auf, welche zu vielfältigen Diskussionen auf politischer, 
wirtschaftlicher und auch rechtlicher Ebene führten. Als Energiespeicher 
im Stromsektor können zunächst einmal Anlagen verstanden werden, 
die elektrische Energie zur Einspeicherung aufnehmen, indem sie diese 
entweder direkt oder durch physikalische Umwandlung in eine andere 
Energieform speichern, und aus denen elektrische Energie bei Bedarf auch 
wieder ausgespeist werden kann.21

Das Problem der fluktuierenden Stromerzeugung durch erneuerbare 
Energien

Aufgrund der Besonderheiten des Stroms und der Netze muss im We­
sentlichen in einem Energieversorgungssystem stets ein Gleichgewicht 
zwischen erzeugtem bzw. auf dem Markt angebotenem Strom auf der 
einen Seite und verbrauchtem bzw. auf dem Markt nachgefragtem Strom 

1.

18 Zur klassischen Wertschöpfungskette der Stromversorgung s. Theobald/Theobald, 
Grundzüge EnWR, S. 14 ff.

19 Schweer, in: Faßbender/Köck, Versorgungssicherheit in der Energiewende, S. 40. 
S. hierzu auch BMWi, Strom 2030, S. 14.

20 Vertiefend hierzu Müller-Kirchenbauer/Leprich, EnWZ 2013, 99.
21 Thomas, Rechtliche Rahmenbedingungen der Energiespeicher und der Sektor­

kopplung, S. 1 f. Diese Speicheranlagen werden im Folgenden als „Stromspei­
cher“ oder „Energiespeicher“ bezeichnet.
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auf der anderen Seite bestehen.22 Strom muss grundsätzlich in dem Mo­
ment verbraucht werden, in welchem er erzeugt wird.23 Der Verbrauch 
bestimmt also insoweit die benötigte Menge an Strom, die erzeugt werden 
muss.24 Das Versorgungssystem selbst kann Über- oder Unterkapazitäten 
grundsätzlich nicht ausgleichen.

Hierin liegt ein immenser Vorteil der Stromerzeugung durch den Ein­
satz fossiler Energieträger. Ein Energieversorgungssystem bestehend aus 
Kohlekraftwerken kann unabhängig von äußeren Faktoren wie der Wet­
terlage Strom erzeugen, welcher nach Belieben abrufbar ist. Zu Zeiten, 
in denen der Verbrauch an Strom in den deutschen Haushalt hoch ist 
wie in den Morgen- und Abendstunden, können Kraftwerke nahezu auf 
Abruf die angefragte Menge erzeugen und in die Netze einspeisen. Zu 
Zeiten hingegen, in denen der Verbrauch an Strom in den deutschen 
Haushalten gering ist wie während der Nacht, können Kraftwerke ihre 
Produktion entsprechend anpassen. Ein Ausgleich zwischen erzeugtem 
und verbrauchtem Strom in einem Energieversorgungssystem kann durch 
den ausschließlichen Einsatz fossiler Energieträger oder Kernenergie leicht 
generiert werden, was letztendlich zu einer hohen Versorgungssicherheit 
der Allgemeinheit beiträgt.

Den erneuerbaren Energien hingegen haftet naturbedingt ein Flexibi­
litätsproblem an. Die Stromerzeugung in EE-Anlagen ist von gewissen 
äußeren Bedingungen abhängig, sodass die erzeugten Strommengen stark 

22 Anmerkung zu den Begrifflichkeiten „Erzeugung“ und „Verbrauch“: Aus physi­
kalischer Sicht kann elektrische Energie weder erzeugt noch verbraucht werden, 
s. Blum et al., Energie – Grundlagen, S. 1 ff.; Kurzweil/Dietlmeier, Elektrochemi­
sche Speicher, S. 5. Energie kann lediglich in andere Zustände umgewandelt 
werden. Das Strom erzeugende Versorgungsunternehmen wandelt demnach nur 
Energie in elektrische Energie um. Auch ein privater Endkunde setzt elektri­
sche Energie beispielsweise durch den Einsatz von Küchengeräten in Wärme 
um. Dennoch haben sich diese technischen Begriffe Erzeugung und Verbrauch 
im rechtlichen Sprachgebrauch und in der Stromwirtschaft fest etabliert, so 
auch Schöne/Garbers, in: von Westphalen, VertrR/AGB-Klauselwerke, Stromliefer­
verträge, Rn. 45. Auch die Gesetze des Energierechts sprechen an unzähligen 
Stellen von „Erzeugung“ und „Verbrauch“ von Strom, s. nur § 61l Abs. 1 S. 1 
EEG 2021. Im weiteren Verlauf der vorliegenden Arbeit werden sie daher auch 
verwendet. Erzeugung meint die Umwandlung einer Energieform in elektrische 
Energie, Verbrauch meint die Umwandlung elektrischer Energie in eine andere 
Energieform. Aus rechtlicher Sicht kritisch zu den Begrifflichkeiten Schwintowski, 
EWeRK 2016, 369 (369 f.).

23 Büdenbender, in: FS-Börner, S. 507; Theobald, in: Schneider/Theobald, EnWR, § 1 
Rn. 1; Theobald/Theobald, Grundzüge EnWR, S. 21.

24 SRU, Wege zur 100 % erneuerbaren Stromversorgung, S. 286.
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